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INTERVIEW

Das vollständige Interview zum Anhören finden 
Sie auf www.diw.de/mediathek
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»�Die Schere zwischen Arm und Reich  
geht weiter auseinander «

1.	 Herr Grabka, die deutsche Wirtschaft ist in den letzten 
Jahren kräftig gewachsen. Inwieweit spiegelt sich dieses 
Wirtschaftswachstum in der Entwicklung der Einkom­
men wider? Im Durchschnitt über die gesamte Bevölke­
rung sind die verfügbaren Haushaltseinkommen nach 
Inflation gestiegen, aber von dieser Entwicklung haben 
die Bevölkerungsgruppen je nach Einkommenshöhe 
unterschiedlich partizipiert.

2.	 Welche Einkommensgruppen hatten die höchsten und 
welche die niedrigsten Zuwächse? Die einkommens­
stärksten zehn Prozent der Bevölkerung hatten im 
Zeitraum von 1991 bis 2014 Einkommenszuwächse von 
etwa 27 Prozent. In den mittleren Einkommensgruppen 
betrug der Zuwachs über diese fast 25 Jahre gerade 
einmal neun Prozent. Im Gegensatz dazu haben die 
ärmsten zehn Prozent der Bevölkerung sogar reale Ein­
kommensverluste erlitten, in einer Größenordnung von 
etwa minus acht Prozent.

3.	 Wie sind die Verluste in den unteren Einkommensgrup­
pen zu erklären? Hier ist als dominanter Faktor die 
Veränderung im Arbeitsmarkt zu nennen. Das betrifft 
zum Beispiel die Ausweitung des Niedriglohnsektors, die 
Zunahme von sogenannter atypischer Beschäftigung in 
den letzten fast 20 Jahren, eine geringe Nachfrage nach 
gering qualifizierten Beschäftigten, allerdings auch 
strukturelle Veränderungen, zum Beispiel die zunehmen­
de Bedeutung des Dienstleistungssektors.

4.	 Die Einkommensungleichheit in Deutschland hat in den 
letzten Jahren stagniert. Rechnen Sie damit, dass die Un­
gleichheit wieder steigen wird? Es ist richtig, dass wir für 
die Jahre 2005 bis 2013 eine relative Stagnation der Ein­
kommensungleichheit auf historisch hohem Niveau beob­
achten können, allerdings gibt es für den aktuellen Rand 
auch Anzeichen dafür, dass die Einkommensungleichheit 
der verfügbaren Haushaltseinkommen wieder steigt. Es 
gibt hier unterschiedliche Messzahlen. Unter anderem 
kann man auch die Armutsrisikoquote heranziehen. Diese 
weist sowohl auf Basis des Mikrozensus des Statistischen 
Bundesamtes als auch auf Basis unserer Daten darauf hin, 
dass sie derzeit einen Höchststand erreicht hat.

5.	 Das heißt, die Zahl der Menschen, die in Deutschland 
unterhalb der Armutsrisikoschwelle liegen, ist gestiegen? 
Vielleicht sollte man noch einmal kurz den Begriff 
Armutsrisiko definieren: Das betrifft die Personen, die 
über weniger als 60 Prozent des mittleren verfügbaren 
Einkommens verfügen. Das ist in etwa ein Wert für einen 
Einpersonenhaushalt von aktuell 1 050 Euro pro Monat. 
Man kann beobachten, dass zwischen Ende der 90er 
Jahre und 2005 das Armutsrisiko in Deutschland auf 
damals etwa 14 Prozent und bis zum aktuellen Rand, 
also 2014, auf nahezu 16 Prozent gestiegen ist.

6.	 Ist das Armutsrisiko in Ost- und Westdeutschland gleich? 
Es gilt weiterhin, dass das Armutsrisiko in Ostdeutschland 
deutlich höher ist als in Westdeutschland. Das ist im 
Grunde schon seit der Wende so gewesen. Eine Gruppe ist 
mir in den letzten Jahren besonders aufgefallen, das sind 
die älteren Menschen in Ostdeutschland im Alter von 65 
bis 75 Jahren. Diese hatten um die Jahrtausendwende 
noch ein geringeres Armutsrisiko als die entsprechenden 
Personen in Westdeutschland. In den vergangenen zehn 
Jahren jedoch ist das Armutsrisiko der ostdeutschen Rent­
ner um sieben Prozentpunkte gestiegen. Das heißt, es hat 
sich in dieser Zeit verdoppelt. Damit ist auch wieder das 
Thema Altersarmut in Deutschland angekommen.

7.	 Wie könnten die Einkommensungleichheit und das 
Armutsrisiko in Deutschland wirksam bekämpft werden? 
Der zentrale Faktor ist für mich die Situation am Ar­
beitsmarkt. Zwar haben wir eine deutliche Abnahme der 
Arbeitslosigkeit, aber es ist weiterhin so, dass wir im Ar­
beitsmarkt eine sehr hohe Ungleichheit haben. So sollte 
zum Beispiel die relativ hohe Zahl von geringfügiger Be­
schäftigung meines Erachtens zurückgedrängt werden. 
Man kann auch darüber nachdenken, den Mindestlohn 
sukzessive leicht anzuheben, was die Bundesregierung 
zum 1. Januar dieses Jahres ja auch beschlossen hat. 
Darüber hinaus sollte die steuerlich unterschiedliche 
Behandlung von Alleinerziehenden insbesondere im Ver­
gleich zu kinderlosen Paarhaushalten reformiert werden, 
womit auch das Armutsrisiko von Kindern sinken dürfte.
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